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Mehr Bürokratie nützt dem Klimaschutz kaum
Der Think-Tank Avenir Suisse warnt vor Milliardenkosten, falls die Schweiz die neue EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung übernimmt

CHRISTIN SEVERIN

Im Englischen gibt es das Bonmot: «If
you can’t measure it, you can’t improve
it.» Im Deutschen wird das sinngemäss
übersetzt mit: «Nur was messbar ist,
lässt sich auch verbessern.» Dieser Ge-
danke liegt der Berichterstattung zur
Nachhaltigkeit zugrunde. Nur wenn
Firmen Massnahmen für den Umwelt-
schutz prüfbar messen, können sie ihre
Fortschritte glaubhaft und transparent
darlegen.

Nur: Wie viel Messung und Bericht-
erstattung braucht es, damit gute Resul-
tate erreicht werden? Und wann kommt
der Punkt, an dem man sich in den Zah-
len verliert und vor lauter Berichterstat-
tung weniger Geld für das Erreichen
des eigentlichen Zieles bleibt?

Der Think-Tank Avenir Suisse hat
in einer neuen Analyse untersucht, was
die Pflichten zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung die Schweizer Unter-
nehmen kosten und in Zukunft kosten
könnten. Er ist dabei auf einen Mil-
liardenbetrag gekommen. Zu viel, fin-
det Avenir Suisse. Aufwand und Ertrag
drohten aus der Balance zu geraten.

Keine Notwendigkeit

«In Zeiten, in denen sich die Schweiz
mit amerikanischen Zöllen von 39 Pro-
zent konfrontiert sieht und die EU
erwägt, ihre eigene Regulierung zu
lockern, muss der Bund den Nutzen
der Regulierung klar darlegen», sagt
Michele Salvi, Studienautor und Vize-
direktor von Avenir Suisse.

Der Anlass für die Analyse ist, dass
der Bundesrat erwägt, die umfang-
reiche EU-Richtlinie zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung zu übernehmen.
Eingeleitet wurde die Angleichung der
Schweizer Regulierung an jene der EU
2024 mit einer Vernehmlassung. Die-
ses Geschäft wurde kürzlich verscho-
ben, soll jedoch im Frühjahr 2026 wie-
der aufgenommen werden.

Sollte der Bundesrat das EU-Ge-
setz in seiner jetzigen Form überneh-
men, könnten die Kosten für Schwei-
zer Unternehmen gemäss den Berech-

nungen von Avenir Suisse auf bis zu
1,7 Milliarden Franken pro Jahr stei-
gen. Das sei genug, um die CO2-Emis-
sionen der öffentlichen Verwaltungen
in der Schweiz mit kostspieliger Tech-
nologie aus der Luft zu filtern, moniert
der Think-Tank.

Dabei ist es nicht so, dass Schwei-
zer Unternehmen in Sachen Nachhal-
tigkeit machen können, was sie wollen.
Eine Berichtspflicht gilt seit 2023 bzw.
2024 für Unternehmen mit mehr als

500 Mitarbeitenden und einem Umsatz
von über 40 Millionen Franken bzw.
einer Bilanzsumme von 20 Millionen
Franken. Doch die Schweizer Regulie-
rung ist im Vergleich mit jener der EU
deutlich schlanker. Ihre Kosten schätzt
Avenir Suisse auf jährlich 130 Millio-
nen Franken.

Doch dabei dürfte es nicht bleiben.
Die EU hat ihre Offenlegungspflich-
ten 2024 mit der Corporate Sustaina-
bility Reporting Directive stark aus-

geweitet. Das hat auch Auswirkungen
auf die Schweiz. Hiesige Unternehmen,
die entweder Tochterfirmen in der EU
haben oder als Zulieferer in EU-Lie-
ferketten tätig sind, sind bis spätestens
2028 davon betroffen.

Michele Salvi und Philippe Güttin-
ger von Avenir Suisse berechnen, dass
diese Firmen für die Berichterstat-
tungspflichten jährlich rund 680 Mil-
lionen Franken aufwenden müssten –
550 Millionen mehr als nach geltender

Schweizer Regulierung. Rund 70 Pro-
zent dieser Mehrkosten dürften bei
KMU anfallen.

In der EU selbst regt sich zuneh-
mend Kritik an der hohen administra-
tiven Last der Regulierung. Die EU-
Kommission reagierte im Frühjahr
2025 mit der sogenannten «Omnibus-
Initiative» darauf. Diese sieht höhere
Schwellenwerte für Unternehmen vor,
längere Übergangsfristen und mehr
Spielraum bei der Umsetzung. Für
Schweizer Unternehmen würden die
Omnibus-Vereinfachungen die Kosten
um geschätzte 290 Millionen Franken
reduzieren.

Unklarer Nutzen

Der Avenir-Suisse-Ökonom Salvi
meint, dass Bundesrat und Parlament
in dieser Situation gut beraten wären,
die Auflagen für Schweizer Firmen
nicht auf eigene Initiative weiter zu
verschärfen. «Für die Schweiz besteht
keine Verpflichtung, die EU-Regulie-
rung zu übernehmen», sagt Salvi. «Wir
sollten mindestens abwarten, ob und
welche Erleichterungen die EU-Län-
der beschliessen.»

Zunächst einmal sollte sauber und
systematisch evaluiert werden, welchen
Nutzen die gegenwärtige Schweizer
Berichtspflicht gebracht habe. Dazu
habe der Bund bisher keinen Bericht
veröffentlicht. Wegen der hohen Kos-
ten für die Wirtschaft sei das aber un-
bedingt angezeigt.

Anders sieht das Damian Oettli von
WWF Schweiz. Die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung sieht er als wichtigen
Schritt zur Ermittlung des ökologischen
Fussabdrucks von Firmen. Wenn es für
die KMU schwierig sei, solle man nicht
die Regulierung reduzieren, sondern in
Werkzeuge investieren, die ihnen das
Reporting erleichterten.

Avenir Suisse hingegen drängt dar-
auf, dass der Bundesrat vor einer allfäl-
ligen Verschärfung der Schweizer Be-
richtspflicht darlegt, worin ihr Mehr-
wert besteht. «Der Prüfstein ist der
Nutzen in der Praxis», sagt Salvi. «Hier
liegt die Beweislast beim Regulator.»

Die Tage der unabhängigen U-Blox sind gezählt
Der Finanzinvestor Advent will den gefallenen Star der Schweizer Tech-Szene schlucken

DOMINIK FELDGES

Es gibt nicht viele Firmen, die aus der
Schweiz heraus Halbleiter entwickeln.
Ein seltener hiesiger Vertreter in diesem
Geschäft ist das Thalwiler Unternehmen
U-Blox. Doch dessen Tage der Selbstän-
digkeit sind gezählt, wie sich über das
Wochenende abgezeichnet hat.

Zunächst berichtete am Freitag die
Nachrichtenagentur Bloomberg, dass
U-Blox vom Finanzinvestor Advent
International angegangen worden sei.
U-Blox bestätigte gleichentags, dass

man sich in Verhandlungen über eine
Übernahme befinde. Am Sonntag
folgte bereits die Mitteilung zum Preis,
zu dem Advent die Schweizer Tech-
nologiefirma kaufen will. Das Private-
Equity-Unternehmen bietet 1,05 Mil-
liarden Franken beziehungsweise 135
Franken pro U-Blox-Aktie.

Im Handel am Montag pendelte sich
der Aktienkurs der Firma auf dem offe-
rierten Niveau ein, nachdem er zuvor am
Freitag bei 138.50 Franken geschlossen
hatte. Der Kurssprung von Ende letzter
Woche machte über 24 Prozent aus.

Advent verspricht zu einem güns-
tigen Preis zum Zug zu kommen. Wie
Analytiker der Bank Vontobel zu be-
denken geben, entspricht das Ange-
bot der Finanzinvestoren lediglich dem
Neunfachen des Betriebs-Cashflows
(Ebitda), den U-Blox erwirtschaftet.

Die Aktien des amerikanischen
Chipdesigners Nvidia haben in den ver-
gangenen Wochen und Monaten immer
neue Höchststände erklommen. Auch
die Notierungen der Halbleiterherstel-
ler Advanced Micro Devices (AMD)
und Taiwan Semiconductor Manufactu-
ring Company (TSMC) sind seit letztem
Frühling stark gestiegen. Die Branche
scheint vor allem wegen der enormen
Investitionen in den Ausbau von Anla-
gen zur Unterstützung der künstlichen
Intelligenz (KI) vor Selbstbewusstsein
zu strotzen.

Vom KI-Boom unberührt

Im Gegensatz zu diesen Branchengrös-
sen profitierte U-Blox nicht vom KI-
Boom. Die Aktien des Unternehmens
notieren auch auf dem jüngsten Niveau
noch deutlich unter dem Allzeithoch
von fast 250 Franken, das sie 2016 er-
reicht hatten.

U-Blox war damals ein gefeier-
ter Star wegen des neu aufgekomme-
nen Internets der Dinge. Die Lösungen
der Firma für die Funkkommunikation
ermöglichen es Geräten wie Handys,
Kühlschränken oder Klimaanlagen, sich
miteinander auszutauschen. Zu einem
weiteren grossen Geschäftsbereich ent-

wickelte sich die Satellitennavigation.
Mithilfe von Systemen wie GPS lassen
sich Handys oder Autos jederzeit orten.
Bei Chips für die Standortbestimmung
ist U-Blox Weltmarktführer.

Anhaltende Schrumpfung

Wegen hoher Verluste musste sich das
Unternehmen im ersten Quartal dieses
Jahres allerdings aus dem Geschäft mit
dem Mobilfunk zurückziehen. Der Ver-
kauf der Sparte an den irischen Kon-
kurrenten Trasna ging mit einem deut-
lichen Umsatzschwund sowie einer
starken Personalreduktion einher. Im
ersten Semester dieses Jahres betrug
der Konzernerlös im fortgeführten Ge-
schäft nur noch 123 Millionen Franken.
Im Spitzenjahr 2022 hatte U-Blox einen
Umsatz von über 600 Millionen Fran-
ken ausgewiesen.

Der Personalbestand des Unterneh-
mens liegt derweil noch bei 850 Be-
schäftigten, von denen knapp 300 den
Arbeitsplatz in der Schweiz haben. Bis
zum Verkauf der Mobilfunksparte hatte
U-Blox 1400 Mitarbeiter gezählt.

Der neue Besitzer dieses Geschäfts-
bereichs übernahm nur die Hälfte der
betroffenen Angestellten. Im Rahmen
eines gruppenweiten Kostensenkungs-
programms gingen zudem bereits 2024
Stellen verloren, auch am Hauptsitz in
Thalwil. Die verbliebenen Mitarbei-
ter von U-Blox wurden am Montag
von der Geschäftsführung über den
geplanten Besitzerwechsel informiert.
Der Verwaltungsrat und das Manage-

ment haben der Offerte von Advent
zugestimmt und sich verpflichtet, ihre
Aktien anzudienen. Dies gilt auch für
den grössten Anteilseigner SEO Mas-
ter Fund, bei dem es sich um ein Vehi-
kel des Milliardärs Thomas Schmid-
heiny handelt. Er hält ungefähr 9 Pro-
zent des Kapitals.

Offene Fragen zur Zukunft

Wie weit es Advent gelingen wird, die
bestehende Führungsmannschaft an
Bord zu halten, ist indes noch unsicher.
Der heutige U-Blox-CEO Stephan Zi-
zala übernahm erst 2023 die Nachfolge
des langjährigen CEO Thomas Seiler.
U-Blox war 1997 aus einem Spin-off
der ETH Zürich hervorgegangen. Zehn
Jahre später liess sich das Unternehmen
an der SIX Swiss Exchange kotieren.

Die Aktien von U-Blox sollen
nach der geplanten Übernahme durch
Advent dekotiert werden. Das ohnehin
bescheidene Segment der Halbleiter-
firmen an der Schweizer Börse droht
damit noch kleiner zu werden.

Zugleich würde U-Blox in der be-
stehenden Struktur aber wohl auch die
kritische Grösse fehlen, um eigenstän-
dig als kotierte Firma weiterzubestehen.
Welche strategischen Absichten Advent
verfolgt, dürfte erst mit der Veröffent-
lichung des Angebotsprospekts klarer
werden. Sie ist für den 27. August termi-
niert. Zurzeit lässt Advent nur vage ver-
lauten, man wolle U-Blox als Techno-
logieführer «in seiner nächsten Wachs-
tumsphase begleiten».

Was eine Übernahme des EU-Rechts kosten würde
Jährliche Kosten für Schweizer Firmen in Millionen Franken

1) Gilt seit 2023 für Schweizer Konzerne. 2) Gilt seit 2028 für Firmen mit EU-Geschäft oder als Zulieferer. Falls die EU ihre Vorschriften gemäss der
sogenannten Omnibus-Initiative lockert, dürften die Kosten für Schweizer Firmen um 290 Mio. Fr. sinken. 3) Gilt für den Fall, dass der Bundesrat die
Nachhaltigkeitsberichterstattung der EU übernimmt.
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Schweizer KMU würden bei einer Angleichung an die EU-Regulierung besonders stark belastet
Jährliche Kosten für Schweizer Firmen in Millionen Franken

KMU Grossunternehmen Börsenkotierte Konzerne
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Advent haucht dem Aktienkurs von U-Blox neues Leben ein
Wert der U-Blox-Aktie in Franken
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